Stellungnahme des GBKZ zu den Kantonsratsvorlagen Nrn. 41, 52, 53 und 54/2013

Vernehmlassung Zürcher Kantonalbank

Der GBKZ nimmt wie folgt zu den Anträgen des Bankrates Stellung:

Allgemeines/Bekenntnis zur ZKB als öffentlich-rechtliche Anstalt des Kantons Zürich.
Die Zürcher Kantonalbank gehört dem Zürcher Staat und damit der Bevölkerung des Kantons Zürich. Sie steht deshalb ganz im Dienste der Zürcher Volkswirtschaft und muss sich nicht nach den Interessen von Aktionären oder privaten Eigentümern richten, die ihren eigenen Gewinn optimieren wollen. Dies hat sich auch in den jüngsten Finanzmarktkrisen bewährt.
Dem entgegen laufende Anträge Dritter wären entschieden abzulehnen. Für den GBKZ ist die Weiterführung des im Gesetz definierten Leistungsauftrags zentral. So sollen weiterhin Bankdienstleistungen für die Arbeitnehmenden zu kostendeckenden Preisen, aber nicht übersetzten Gebühren angeboten werden. Ausserdem ist für den GBKZ die Weiterführung des dichten Filialnetzes und damit einen einfachen Zugang sowie die aktive Rolle der ZKB im Hypothekar- und Wohnungsbaugeschäft wichtig, um genügend preisgünstige Wohnungen im Wirtschaftsraum Zürich bereitzustellen.
Die bisherige Struktur von Bankrat und Bankpräsidium hat sich bewährt, weshalb an dieser festgehalten werden soll, ebenso am Kantonsrat als Wahlinstanz. Handlungsbedarf besteht jedoch bei der Suche, Nomination und Wahl von Personen in diese Bankorgane. Der Kantonsrat soll daher in Übereinstimmung mit den vorliegenden Anträgen verpflichtet werden, sich ein verbindliches Reglement betreffend die Vorbereitung von Wahlen in Bankrat und Bankpräsidium zu geben. Die ZKB muss strikte einer Weissgeldstrategie nachleben. Instrumente zur Steuerumgehung anzubieten widerspräche dem Interesse des Kantons Zürich als Eigner der Bank und ist daher zu unterlassen.
Eigenkapital
Die Notwendigkeit einer Erhöhung des Dotationskapitalrahmens von 2,5 auf 4,5 Milliarden Franken wird angesichts der verschärften regulatorischen Vorschriften und der Ermöglichung einer weiteren Entwicklung der ZKB anerkannt und deshalb der Antrag des Bankrates in diesem zentralen Punkt unterstützt. Allerdings erwartet der GBKZ von der Kantonalbank im Gegenzug auch eine Ausweitung des Engagements der Bank zu Gunsten ihres Leistungsauftrages.
Die ZKB muss auch in Zukunft in der Hand des Kantons bleiben. Der GBKZ lehnt andere Eigentümerschaften neben dem Kanton Zürich an der Zürcher Kantonalbank ab. Aus diesem Grund werden die beantragten Änderungen betreffend das Partizipationskapital abgelehnt. An Stelle der vorgeschlagenen Gesetzesänderungen zum Partizipationskapital sind die betreffenden Passagen dahingehend zu ändern, dass die Möglichkeit zur Ausgabe von Partizipationskapital abgeschafft wird.
Soll an der Möglichkeit der Ausgabe von Partizipationsscheinen dennoch festgehalten werden, so wäre der bestehende Plafonds des maximal zulässigen Partizipationskapitals gemessen am Dotationskapital tiefer anzusetzen und nur öffentlich-rechtliche Körperschaften wie zum Beispiel Gemeinden und die Mitarbeitenden der ZKB zur Zeichnung zuzulassen.
Die Änderung der Bestimmung betreffend Abgeltung für das Dotationskapital ist eine Notwendigkeit und wird daher begrüsst.
Ausserkantonale Zweigniederlassungen
Es muss möglich bleiben, dass die ZKB auch ausserhalb der Kantonsgrenzen präsent sein darf, sofern dies im Dienste ihrer Kundschaft im Kanton Zürich liegt und geeignet ist, den Zweckartikel der Bank und ihren Leistungsauftrag zu fördern. Allerdings ist der Haftungsfrage bei ausserkantonalen Geschäftsstellen einen besonderen Stellenwert einzuräumen. Eine wirksame Begrenzung möglicher Haftung liegt gerade darin, dass dort nur über rechtlich selbständige Einheiten (Tochtergesellschaften) präsent sein darf, welche nötigenfalls auch gesondert liquidiert werden könnten. Deshalb ist die heutige Regelung vorzuziehen.
Die Möglichkeit der Schaffung von Filialen im Sinne nicht rechtlich selbständiger Zweigniederlassungen im Ausland lehnt der GBKZ ab. Aus diesen Gründen sind die Anträge betreffend Zweigniederlassungen ausserhalb des Kantons abzulehnen.2)
Die ZKB als Arbeitgeberin
Auch wenn diese Frage nicht explizit Gegenstand der Gesetzesrevision ist, nehmen wir als GBKZ gerne bei dieser Gelegenheit zur Rolle der ZKB als massgebende Arbeitgeberin auf dem Platz Zürich Stellung.
Für die Angestellten der ZKB steht die Arbeitsplatzsicherheit gegenwärtig im Zentrum. Diese ist durch interne Sparmassnahmen, Projekte für Auslagerungen einzelner Bereiche sowie dem generellen Trend zur Industrialisierung verschiedener Back-Office und Middle-Office Tätigkeiten gefährdet. Bei vielen dieser Projekte vermissen die Angestellten und ihre Arbeitnehmerorganisationen die nötige Transparenz sowie ihren Einbezug.
Generell sind die Anstellungsbedingungen der ZKB sicher zufriedenstellend. Wir erwarten von der ZKB darüber hinaus die Übernahme einer Vorbildfunktion und somit eine für die Zürcher Finanzinstitute modellhafte Umsetzung der verschiedenen Arbeitnehmerschutzgesetze, insbesondere bezüglich Mitwirkung, Arbeitszeit und Gleichstellung. In diesem Zusammenhang wäre eine Mitwirkung am Lohngleichheitsdialog des Bundes zu begrüssen.
Zudem ist für viele Bankangestellte die separate Vorsorgestiftung für das Kader nicht nachvollziehbar. Dieses Zweiklassensystem entspricht nicht den Vorstellungen, wie sie von einer öffentlich-rechtlichen Bank erwartet werden. 

Schliesslich begrüssen wir die Unterstellung der ZKB unter die Vereinbarung über die Anstellungsbedingungen der Bankangestellten (VAB). Generell erwartet der GBKZ vom Bankrat weiter einen regelmässigen Dialog mit den in der VAB definierten Sozialpartnern über den aktuellen Geschäftsverlauf und dessen Folgen für die Arbeitnehmerschaft.
1) Der SEV - Gewerkschaft des Verkehrspersonals stellt die weitergehende Forderung, dass gegebenenfalls ausschliesslich öffentlich-rechtliche Körperschaften zur Zeichnung zugelassen werden – und nicht Einzelpersonen, also auch nicht die Mitarbeitenden der ZKB, da diese Möglichkeit ein falsches Anreizsystem schafft, das mitschuldig ist für manche negative Entwicklung im Bankenwesen. Zudem stellt der SEV die Frage, was mit den Partizipationsscheinen nach Ausscheiden oder Pensionierung dieser privilegierten Mitarbeitenden geschieht.
2) Der SEV stellt sich strikt gegen jegliche Art von ausserkantonalen Zweigniederlassungen, da dies mittel- oder langfristig den gewünschten Status als öffentlich-rechtliche, kantonale Anstalt untergräbt und dem Sinn, Zweck und Grundgedanken der Kantonalbanken zuwider läuft.
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